[image: image1.jpg]FOChveroanNda Fegaeration Feo/eraz ioNne

nfr~
.. NN R |






Medienmitteilung
Bundesrat verabschiedet Voranschlag 2009 und Finanzplan 2010-2012
Weiter steigenden Sozialausgaben zu Lasten zwingend 
notwendiger Investitionen
Zürich, 26. Juni 2008 - Gemäss Voranschlag 2009 erzielt der Bund nächstes Jahr erneut einen Einnahmenüberschuss. Die Ausgaben sollen insgesamt um 3 Prozent steigen. Mit dem grössten Ausgabenzuwachs wird wiederum bei der sozialen Wohlfahrt gerechnet. Im Bereich Verkehr steigen die Ausgaben um 3 Prozent. Anstatt Investitionen zu tätigen, welche für die volkswirtschaftliche Entwicklung von Bedeutung sind, muss der Bund immer mehr finanzielle Mittel für die Sozialwerke bereit stellen. 
Insgesamt erwartet der Bund im kommenden Jahr Ausgaben von 58.6 Milliarden Franken oder 3.0% mehr als 2008. Knapp einen Drittel der Gesamtausgaben gehen auf das Konto der sozialen Wohlfahrt. Das sind 4.1 Prozent mehr – kein anderes Aufgabengebiet des Bundes verzeichnet eine solch hohe Ausgabenwachstumsrate.
Mehr für Sozialwerke - wenig für den Strassenverkehr

Bei den Sozialwerken rechnet die Landesregierung auch in weiterer Zukunft mit stark steigenden Ausgaben. Bis ins Jahr 2012 steigen sie jährlich um durchschnittlich 3.8 Milliarden Franken. Das entspricht einer jährlichen Zunahme von 5 Prozent. Im Vergleich fällt das Ausgabenwachstum für den Verkehr bescheiden aus: im Durchschnitt sollen die Verkehrsausgaben des Bundes bis 2012 jährlich um 800 Millionen oder um 2.6 Prozent ansteigen.
Im Jahr 2009 sind vom Bund für den Verkehr Ausgaben von 7.8 Milliarden Franken geplant. Dies entspricht, verglichen mit dem Budget 2008, einer Steigerung um 3.0 Prozent. Drei Viertel der Steigerung entfallen auf den öffentlichen Verkehr. Dessen Ausgaben nehmen gleich wie das erwartete nominelle Wirtschaftswachstum um 3.6 Prozent zu. Davon kommt ein grosser Anteil den Eisenbahngrossprojekten zu gute. Für den Strassenverkehr aber bleibt wenig übrig: Die Ausgaben sollen im nächsten Jahr gerade mal um zwei Prozent zunehmen. 
Vermeidung struktureller Defizite

Der Bund tut gut daran, seinen Haushalt ins Gleichgewicht zu bringen. Positive Rechnungsabschlüsse sind grundsätzlich erfreulich. Entwickelt sich das wirtschaftliche Umfeld jedoch schwächer als im Moment erwartet, kann aus dem geplanten Überschuss sehr schnell ein Defizit werden. Bundesrat und Parlament sind gut beraten, die strukturellen Probleme unseres Bundeshaushaltes endlich anzugehen und die Probleme bei unseren Sozialwerken, insbesondere bei der AHV und der Invalidenversicherung, zu lösen.
Mobilität ist zukunftsrelevant

Die steigenden Ausgaben der sozialen Wohlfahrt belasten den gesamten Haushalt und verzögern dringend notwendige Investitionen. Gerade bei den Verkehrsinfrastrukturen stehen wichtige Projekte an, welche für die Funktionsfähigkeit unseres Strassen- und Schienennetzes von grösster Bedeutung sind. Die in der Sommersession 2008 geführte Debatte im Ständerat zur zukünftigen Entwicklung der Bahninfrastruktur ZEB hat deutlich aufgezeigt, mit welchen finanziellen Aufwendungen bis 2030 zu rechnen ist, um die prioritären Infrastrukturprojekte realisieren zu können. Gemäss Geschäftsführer Benedikt Koch lehnt der Fachverband Infra die vom VCS angekündigte Volksinitiative „Für mehr öffentlichen Verkehr“ klar ab. Die Substanzerhaltung und der Ausbau unserer Verkehrsinfrastrukturen sind nicht durch eine Umverteilung von zweckgebundenen Strassengeldern, sondern durch eine langfristige Investitionspolitik bei Strasse und Schiene zur Erhaltung unserer Standortattraktivität zu lösen.
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Weitere Auskünfte:
Dr. Benedikt Koch, Geschäftsführer Fachverband Infra, Mobile 079 622 09 40
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